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3 6 3 . Kundmachung: Aufnahme weiterer Staaten in die Organisation der Vereinten Nationen
3 6 4 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens betreffend das Verfahren in bürgerlichen

Rechtssachen
3 6 5 . Kundmachung: Geltungsbereich des Statuts der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht
3 6 6 . Kundmachung: Geltungsbereich des Zweiten Zusatzprotokolls zum Europäischen Auslieferungsüber-

einkommen
3 6 7 . Kundmachung: Widerruf der Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der

Bundesrepublik Deutschland und dem Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von Cyanurchlorid
(Kristallin) in Transportgefäßen aus Kunststoff mit einem Fassungsraum von
höchstens 1 250 Litern

3 6 8 . Kundmachung: Widerruf von zwei Vereinbarungen zwischen dem Bundesminister für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich und der für das ADR zuständigen
Behörde von Schweden bzw. für das Königreich Schweden

363. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend die Aufnahme weiterer Staaten in die

Organisation der Vereinten Nationen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben nachstehende Staaten
die Annahme der in der Satzung der Vereinten
Nationen (BGBl. Nr. 120/1956, letzte Kundma-
chung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 41/1991)
enthaltenen Verpflichtungen erklärt und sind
gemäß Art. 4 der Satzung Mitglieder der Vereinten
Nationen geworden:

Staaten :

Armenien
Aserbaidschan
Bosnien-Herzegowina
Georgien
Kasachstan
Kirgisistan
Republik Korea
Demokratische

Volksrepublik Korea
Kroatien
Lettland
Litauen
Marshall-Inseln
Mikronesien
Moldau
San Marino
Slowakei
Slowenien

Datum der Annahme
der Erklärung:

2. März 1992
2. März 1992

22. Mai 1992
31. Juli 1992

2. März 1992
2. März 1992

17. September 1991

17. September 1991
22. Mai 1992
17. September 1991
17. September 1991
17. September 1991
17. September 1991
2. März 1992
2. März 1992

19. Jänner 1993
22. Mai 1992

Staaten:

Tadschikistan
Tschechische Republik
Turkmenistan
Usbekistan

Datum der Annahme
der Erklärung:

2. März 1992
19. Jänner 1993
2. März 1992
2. März 1992

Vranitzky

364. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Übereinkom-
mens betreffend das Verfahren in bürgerlichen

Rechtssachen

Nach Mitteilungen der Niederländischen Regie-
rung haben nachstehende Staaten erklärt, sich auch
weiterhin an das Übereinkommen betreffend das
Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen (BGBl.
Nr. 91/1957, letzte Kundmachung des Geltungsbe-
reichs BGBl. Nr. 355/1988) gebunden zu erachten:

Staaten :

Russische Föderation
Slowenien
Tschechische Republik

Datum der Hinterlegung
der Kontinuitätserklärung:

11. Mai 1992
8. Juni 1992

28. Jänner 1993
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Das Übereinkommen ist für Slowenien und die
Tschechische Republik rückwirkend mit 25. Juni
1991 bzw. 1. Jänner 1993 wirksam geworden.

Die Russische Föderation hat anläßlich der
Hinterlegung ihrer Kontinuitätserklärung folgende
Erklärung abgegeben:

„Bezugnehmend auf die Bestimmungen in den
Artikeln 1, 6, 9 und 15 des Übereinkommens beehre
ich mich mitzuteilen, daß in Übereinstimmung mit
der in der Russischen Föderation existierenden
Ordnung Gerichtsdokumente ausländischer Behör-
den, die zur Aushändigung an auf dem Gebiet der
Russischen Föderation wohnhaften Personen be-
stimmt sind, sowie Rechtshilfeersuchen der erwähn-
ten Behörden zur Erledigung den zuständigen
russischen Behörden auf diplomatischem Wege über
das Ministerium für auswärtige Angelegenheiten
der Russischen Föderation zu übermitteln sind.
Diese Ordnung steht natürlich einer Aushändigung
der Dokumente durch diplomatische und konsulari-
sche Vertreter ausländischer Staaten in der
Russischen Föderation an deren Staatsbürger in
Übereinstimmung mit den im letzten Absatz des
Artikels 6 des Übereinkommens festgelegten Be-
stimmungen nicht im Wege."

Vranitzky

365. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Statuts der
Haager Konferenz für Internationales Privat-

recht

Nach Mitteilungen der Niederländischen Regie-
rung haben Slowenien am 15. November 1992 und
die Tschechische Republik am 28. Jänner 1993
erklärt, sich auch weiterhin an das Statut der
Haager Konferenz für Internationales Privatrecht
(BGBl. Nr. 21/1967, letzte Kundmachung des
Geltungsbereichs BGBl. Nr. 605/1992) gebunden
zu erachten und sind rückwirkend mit 18. Juni 1992
bzw. 28. Jänner 1993 Mitglieder des Statuts
geworden.

Vranitzky

366. Kundmachung des Bundeskanzlers be-
treffend den Geltungsbereich des Zweiten
Zusatzprotokolls zum Europäischen Ausliefe-

rungsübereinkommen

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikationsurkunden zum Zweiten Zusatzproto-

koll zum Europäischen Auslieferungsübereinkom-
men (BGBl. Nr. 297/1983, letzte Kundmachung des
Geltungsbereichs BGBl. Nr. 143/1990) hinterlegt:

Staaten:

Deutschland
Türkei

Datum der Hinterlegung
der Ratifikationsurkunde:

8. März 1991
10. Juli 1992

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunde hat die Türkei erklärt, daß sie sich das Recht
vorbehält, für die Übermittlung von Auslieferungs-
ersuchen den diplomatischen Weg zu benutzen, um
unter Berücksichtigung der Art des Ersuchens die
notwendigen Verfahren über die diplomatischen
Missionen im ersuchten Staat zu verfolgen und
auszuführen.

Einer weiteren Mitteilung des Generalsekretärs
des Europarats zufolge hat Italien am 23. August
1990 seinen Vorbehalt zu Abschnitt III des
Protokolls zurückgezogen.

Vranitzky

367. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
den Widerruf der Vereinbarung zwischen dem
Bundesminister für Verkehr der Bundesrepu-
blik Deutschland und dem Bundesminister für
Verkehr der Republik Österreich nach
Rn. 2010 des ADR über die Beförderung von
Cyanurchlorid (Kristallin) in Transportgefä-
ßen aus Kunststoff mit einem Fassungsraum

von höchstens 1 250 Litern

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

Die Vereinbarung zwischen dem Bundesminister
für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland und
dem Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR über die
Beförderung von Cyanurchlorid (Kristallin) in
Transportgefäßen aus Kunststoff mit einem Fas-
sungsraum von höchstens 1 250 Litern (BGBl.
Nr. 532/1985 in der Fassung BGBl. Nr. 401/1990)
ist auf Grund der mit 1. Jänner 1993 in Kraft
getretenen Änderungen der Anlage A und B des
Europäischen Übereinkommens über die internatio-
nale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße
(ADR) *) obsolet und nach Herstellung des
beiderseitigen Einvernehmens mit Wirksamkeit vom
5. April 1993 widerrufen worden.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 164/1993

Klima
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368. Kundmachung des Bundesministers für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr betreffend
den Widerruf von zwei Vereinbarungen zwi-
schen dem Bundesminister für öffentliche
Wirtschaft und Verkehr der Republik Öster-
reich und der für das ADR zuständigen
Behörde von Schweden bzw. für das König-

reich Schweden

Gemäß § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das
Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200, wird
kundgemacht:

Die Vereinbarungen zwischen dem Bundesmini-
ster für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der
Republik Österreich und der für das ADR
zuständigen Behörde von Schweden bzw. für das
Königreich von Schweden

1. nach Rn. 2010 des ADR über die Beförderung
von Peressigsäure in unterschiedlichen Zusam-
mensetzungen (BGBl. Nr. 417/1989)

2. nach Rn. 2010 und 10 602 des ADR über die
Freistellung von Aluminiumstaub und Alumi-
niumpulver von den Beförderungsvorschriften
des ADR (BGBl. Nr. 490/1991)

sind auf Grund der mit 1. Jänner 1993 in Kraft
getretenen Änderungen der Anlage A und B des
Europäischen Übereinkommens über die internatio-
nale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße
(ADR) *) obsolet und nach Herstellung des
beiderseitigen Einvernehmens mit diesem Tag
widerrufen worden.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 164/1993

Klima
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